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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 376/13 B 
 
L 4 R 234/12 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 4 R 227/09 (SG Neubrandenburg) 
 
 
 
…………..……, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Platanenstraße 43, 17033 Neubrandenburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Dezember 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter Dr. K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 12. September 2013 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 12.9.2013 hat das LSG Mecklenburg-Vorpommern einen Anspruch des Klä-

gers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG und Verfahrensfehler iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Beschlusses besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des § 103 SGG. 

 

Hierzu trägt er vor, mit Schriftsatz vom 27.5.2013 beantragt zu haben, eine ergänzende medizi-

nische Stellungnahme zu seinem Restleistungsvermögen einzuholen. Insbesondere sei zu sei-

ner zwischenzeitlich aufgetretenen Diabeteserkrankung unter Beweisantritt vorgetragen worden. 

Es sei ausgeführt worden, dass er, der Kläger, aufgrund der weiteren Diabeteserkrankung über 
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kein ausreichendes Restleistungsvermögen mehr verfüge mit der Folge, dass eine positive Ent-

scheidung zu seinen Gunsten ergehen müsste. 

 

Mit diesem Vorbringen ist eine Verletzung des § 103 SGG nicht ordnungsgemäß bezeichnet. 

Dabei lässt der Senat dahinstehen, ob der Kläger aufgezeigt hat, im Berufungsverfahren einen 

prozessordnungsgemäßen Beweisantrag im Sinne der ZPO (vgl § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 iVm 

§ 118 Abs 1 S 1 SGG und § 403 ZPO) gestellt zu haben. Er hat es jedenfalls versäumt darzule-

gen, den Beweisantrag bis zum Schluss der Berufungsinstanz aufrechterhalten zu haben. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungs-

pflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in ei-

nem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten - wie dem Kläger - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündli-

chen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Wird ein Verfahren durch 

Beschluss nach § 153 Abs 4 SGG entschieden, ist ein zuvor gestellter Antrag dann nicht mehr 

aufrechterhalten, wenn die Beteiligten ihn nach Erhalt der Anhörungsmitteilung nicht wiederholt 

haben (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 12 RdNr 7 mwN). Hierzu ist der Beschwerdebegründung 

nichts zu entnehmen. 

 

Der Kläger sieht eine Verletzung des § 103 SGG durch das LSG ferner darin, dass das Beru-

fungsgericht trotz Hinweises des Arztes Dr. M.        auf das Erfordernis einer weiteren Untersu-

chung auf dem Gebiet der Allgemeinmedizin und der Schilderung des Klägers über vermehrte 

Beschwerden im Bereich des Bewegungsapparates keine weitere medizinische Aufklärung ver-

anlasst habe. Mit diesem Vorbringen ist ebenfalls keine Verletzung der dem Tatsachengericht 

obliegenden Sachaufklärungspflicht schlüssig dargetan. Der Kläger hat bereits nicht vorgetra-

gen, entsprechende Beweisanträge vor dem LSG gestellt zu haben. Zwar muss ein Kläger auch 

im Berufungsverfahren zur Erreichung einer sachgerechten Entscheidung seines Rechtsstreits 

zunächst keine Beweisanträge stellen, weil das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen zu er-

forschen hat. Vertraut er aber darauf und unterlässt er deshalb Beweisanträge, so kann er spä-

ter im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht geltend machen, das LSG habe nicht ge-

setzmäßig gehandelt (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 127). Denn § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG bestimmt - wie bereits 

oben ausgeführt - ausdrücklich, dass eine Nichtzulassungsbeschwerde nur dann auf eine Ver-

letzung des § 103 SGG gestützt werden kann, wenn ein Beweisantrag vor dem LSG gestellt 

worden ist, dem das Berufungsgericht ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 
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Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger misst der Frage grundsätzliche Bedeutung bei, 

 "in welchem Umfang sich eine Aufklärungsverpflichtung zu Lasten des erkennenden 

Gerichts aufdrängt". 

 

Mit dieser Formulierung hat der Kläger bereits keine Rechtsfrage zum Inhalt einer revisiblen 

Norm (vgl § 162 SGG) aufgeworfen. Welche Vorschrift welchen Bundesgesetzes ausgelegt wer-

den soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden, benennt der Kläger nicht. 

Doch selbst wenn man zugunsten des Klägers davon ausginge, dass die aufgeworfene Frage 

zum Inhalt des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG gestellt ist, wäre die Beschwerde nicht formge-

recht begründet. 

 

Letztlich macht der Kläger mit der erhobenen Grundsatzrüge wiederum eine Verletzung der dem 

Gericht obliegenden Sachaufklärungspflicht iS des § 103 SGG geltend. Ist aber - wie im vorlie-

genden Fall - eine Verfahrensrüge nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht schlüssig aufge-

zeigt, kann diese auch nicht als Grundsatzrüge in das Beschwerdeverfahren eingeführt werden. 

Ein solches Vorgehen ist unzulässig, weil dadurch die Vorschrift des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG umgangen würde (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 9 RdNr 4). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 

 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

